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Zweite Verordnung 

zur Durchführung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 

im Ausgleichsjahr 1970 

Vom 24. April 1973 


Auf Grund des § 12 des Gesetzes über den Finanz¬ 
ausgleich zwischen Bund und Ländern vom 28. Au¬ 
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1432), zuletzt ge¬ 
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern vom 27. Oktober 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2049), wird mit Zustimmung des Bundesrates ver¬ 
ordnet: 

§ 1 

Feststellung der Länderanteile 
an der Umsatzsteuer im Ausgleichsjahr 1970 

Für das Ausgleichsjahr 1970 werden als Länder¬ 
anteile an der Umsatzsteuer festgestellt: 
für Baden-Württemberg 1 533 788 000 DM, 

für Bayern 1 977 758 000 DM, 

für Berlin 399 842 000 DM, 

für Bremen 126 812 000 DM, 

für Hamburg 309 220 000 DM, 

für Hessen 927 696 000 DM, 

für Niedersachsen 1 575 916 000 DM, 

für Nordrhein-Westfalen 2 914 859 000 DM, 

für Rheinland-Pfalz 737 676 000 DM, 

für das Saarland 289 911 000 DM, 

für Schleswig-Holstein 649 841 000 DM. 


2 

Abrechnung des Finanzausgleichs 
unter den Ländern im Ausgleichsjahr 1970 

Für das Ausgleichsjahr 1970 werden festgestellt: 


1. als endgültige Ausgleichsbeiträge 


von Baden-Württemberg 

314 427 000 DM, 

von Hamburg 

293 948 000 DM, 

von Hessen 

290 015 000 DM, 

von Nordrhein-Westfalen 

316 946 000 DM; 

als endgültige Ausgleichs¬ 


zuweisungen v 


an Bayern 

148 199 000 DM, 

an Bremen 

89 515 000 DM, 

an Niedersachsen 

. 407 306 000 DM, 

an Rheinland-Pfalz 

228 426 000 DM, 

an das Saarland 

142 799 000 DM, 

an Schleswig-Holstein 

199 091 000 DM. 


§ 3 

Zum Ausgleich der Unterschiede zwischen den vor¬ 
läufig gezahlten und den endgültig festgestellten 
Länderanteilen an der Umsatzsteuer nach § 1 und 
den vorläufig gezahlten und den endgültig festge- 
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stellten Ausg]eichsboiträgen und Ausgleichszuwei¬ 
sungen nach § 2 werden nach § 15 des Gesetzes über 
den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern mit 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung fällig: 


1. Überweisungen von zahlungs- 


pflichtigen Ländern: 


Bayern 

5 578 000 DM, 

Bremen 

12 517 000 DM, 

Hessen 

2 052 000 DM, 

Nordrhein-Westfalen 

53 268 962 DM, 

Schleswig-Holstein 

32 994 000 DM; 

Überweisungen an empfangs¬ 


berechtigte Länder: 


Baden-Württemberg 

22 679 000 DM, 

Berlin 

3 584 000 DM, 

Hamburg 

10 782 000 DM, 


Niedersachsen 49 935 000 DM, 

Rheinland-Pfalz 12 317 000 DM, 

Saarland 7 102 000 DM. 

§ 4 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach Maßgabe des § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 19 des 
Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern auch im Land Berlin. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am siebenten Tag nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 24. April 1973 


Der Bundes minister der Finanzen 
In Vertretung 
Hermsdorf 
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Bekanntmachung 

der Neufassung der Zweiten Verordnung 
über den Nachweis der fachlichen Eignung und der Sachkunde 
zur Führung von Güterkraftverkehrsunternehmen 

Vom 24. April 1973 

Auf Grund des Artikels 8 der Verordnung zur Än¬ 
derung von Rechtsvorschriften zum Güterkraftver¬ 
kehrsgesetz vom 6. Dezember 1972 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 2263) wird nachstehend der Wortlaut der 
Zweiten Verordnung über den Nachweis der fach¬ 
lichen Eignung und der Sachkunde zur Führung von 
Güterkraftverkehrsunternehmen vom 25. November 
1959 (Bundesanzeiger Nr. 242 vom 17. Dezember 
1959) in der vom 1. Januar 1973 geltenden Fassung 
unter Berücksichtigung der Verordnung zur Ände¬ 
rung von Rechtsvorschriften zum Güterkraftver¬ 
kehrsgesetz vom 6. Dezember 1972 (Bundesgesetz¬ 
blatt 1 S. 2263) bekanntgemacht. 

Die Rechtsvorschriften sind auf Grund des § 10 
Abs. 2, des § 83 Abs. 1 und des § 93 Abs. 1 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes in der Fassung der Be¬ 
kanntmachung vom 22. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. 1970 I S. 1), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Güterkraftver¬ 
kehrsgesetzes vom 24. Dezember 1971 (Bundesge- 
setzbl. I S. 2149), erlassen worden. 


Bonn, den 24. April 1973 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 
Wittrock 


Zweite Verordnung 

über den Nachweis der fachlichen Eignung und der Sachkunde 
zur Führung von Güterkraftverkehrsunternehmen 


§ 1 

(1) Angemessen im Sinne des § 10 Abs. 2 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes ist eine mindestens drei¬ 
jährige nicht untergeordnete Tätigkeit in einem 
oder mehreren Unternehmen des Güterkraftver¬ 
kehrsgewerbes oder der Spedition und Lagerei. Die 
Tätigkeit muß dem Unternehmer oder der für die 
Führung der Geschäfte bestellten Person — je nach 
dem Antrag — die zur Führung eines Güternah-, 
Güterfern- oder Möbelfernverkehrsunternehmens 
erforderlichen Kenntnisse auf folgenden Gebieten 
vermittelt haben: Gewerbevorschriften, Tarife, Be¬ 
förderungsbedingungen, Buchführung, Kostenbe¬ 
rechnung, Steuer- und Sozialwesen, Arbeitszeit- und 
Straßenverkehrs Vorschriften. 


(2) Die angemessene Tätigkeit ist der Genehmi- 
gungs- oder Erlaubnisbehörde durch schriftliche 
Zeugnisse der Unternehmen, in denen sie geleistet 
wurde, nachzuweisen; war der Unternehmer oder 
die für die Führung der Geschäfte bestellte Person 
selbst Unternehmer, so ist der Nachweis in anderer 
geeigneter Form zu erbringen. Die Genehmigungs¬ 
oder Erlaubnisbehörde stellt nach Prüfung der vor¬ 
gelegten Beweismittel fest, ob durch diese die fach¬ 
liche Eignung oder die Sachkunde nach Maßgabe 
des Absatzes 1 erwiesen ist. 

§2 

(1) Die in § 10 Abs. 2 des Güterkraftverkehrsge¬ 
setzes vorgesehene Prüfung wird vor einem Prü- 
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tungsausscliuß der Industrie- und Handelskammer 
abgelegt. Der Prüfungsausschuß besteht aus einem 
Vorsitzer und zwei Beisitzern. Für jedes Mitglied 
ist mindestens ein Vertreter zu bestellen. 

(2) Die Industrie- und Handelskammer bestellt die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses und ihre Ver¬ 
treter. Der Vorsitzende und sein Vertreter sollen 
zur Vollversammlung der Industrie- und Handels¬ 
kammer wählbar oder bei einer Industrie- und 
Handelskammer beschäftigt sein. Will der Antrag¬ 
steller Güternahverkehr betreiben, so muß ein Bei¬ 
sitzer in einem Nahverkehrsunternehmen tätig sein. 
Entsprechendes gilt, wenn der Antragsteller Güter¬ 
fernverkehr oder Möbelfernverkehr betreiben will. 
Die Beisitzer und ihre Vertreter werden auf Vor¬ 
schlag der Landesverbände des Verkehrsgewerbes 
bestellt. Die Landesverbände schlagen zu Bei¬ 
sitzern und deren Vertretern mindestens doppelt so 
viele Personen vor, wie bestellt werden sollen. Die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses und ihre Ver¬ 
treter sind ehrenamtlich tätig. 

(3) Die höheren Verkchrsbehörden, deren Bereich 
ganz oder teilweise in den Bezirk eines Prüfungs¬ 
ausschusses fällt, können Beauftragte zu den Prü¬ 
fungen entsenden. Die Beauftragten wirken an der 
Prüfung nicht mit. Die Industrie- und Handelskam¬ 
mer teilt der zuständigen höheren Verkehrsbehörde 
die Prüfungstermine rechtzeitig mit. 

(4) Für mehrere Kammerbezirke kann ein ge¬ 
meinsamer Prüfungsausschuß errichtet werden. 

(5) Bei Bedarf muß der Prüfungsausschuß min¬ 
destens einmal im Vierteljahr tätig werden. In 
einem Prüfungstermin sollen nicht mehr als sechs 
Prüflinge geprüft werden. Zuständig ist der Prü¬ 
fungsausschuß, in dessen Bezirk der Prüfling seinen 
Wohnsitz hat. Die Verweisung des Prüflings an den 
für eine benachbarte Industrie- und Handelskammer 
gebildeten Prüfungsausschuß ist zulässig, wenn in¬ 
nerhalb eines Vierteljahres weniger als drei Prüf¬ 
linge zur Prüfung anstehen. 


§3 

(1) Durch die Prüfung soll ermittelt werden, ob 
der Prüfling — je nach dem Antrag — die zur Füh¬ 
rung eines Güternah-, Güterfern- oder Möbelfern¬ 
verkehrsunternehmens erforderliche fachliche Eig¬ 
nung oder Sachkunde besitzt. Der Prüfungsstoff ist 
den in § 1 Abs. 1 Satz 2 genannten Gebieten zu ent¬ 
nehmen. Die Prüfung soll mit kurzen schriftlichen 
Arbeiten verbunden werden, die der Praxis der 
Prüfungsgebiete zu entnehmen sind. 

(2) Über die Prüfung ist eine Niederschrift anzu¬ 
fertigen. über das Ergebnis entscheidet der Prü¬ 
fungsausschuß mit Mehrheit. Dem Prüfling wird 
eine Bescheinigung über das Ergebnis der Prüfung 
erteilt. 

(3) Die Prüfung darf wiederholt werden. Der Prü¬ 
fungsausschuß kann eine angemessene Frist be¬ 
stimmen, vor deren Ablauf die Prüfung nicht wieder¬ 
holt werden darf. 

§4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 105 des Güterkraft¬ 
verkehrsgesetzes auch im Land Berlin. 


§5*) 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1960 in 
Kraft. 

(2) Am gleichen Tage tritt die Verordnung über 
den Nachweis der fachlichen Eignung und der Sach¬ 
kunde zur Führung von Güterkraftverkehrsunter¬ 
nehmen vom 8. Mai 1953 (Bundesanzeiger Nr. 89 
vom 12. Mai 1953) außer Kraft 


*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in der 
ursprünglichen Fassung vom 25. November 1959. Die Änderungen 
durch die Verordnung zur Änderung von Rechtsvorschriften zum 
Gülerkraflverkehrsgesetz sind am 1. Januar 1973 in Kraft getreten. 
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Verordnung 

zur Regelung der Krankenhauspflegesätze 
{Bundespflegesatzverordnung — BPflV) 

Vom 25. April 1973 


Auf Grund des § 16 des Gesetzes zur wirtschaft¬ 
lichen Sicherung der Krankenhäuser und zur Rege¬ 
lung der Krankenhauspflegesätze — KHG — vom 
29. Juni 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1009) verordnet 
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Die Pflegesätze der Krankenhäuser regeln sich 
nach den Vorschriften dieser Verordnung. 

(2) Diese Verordnung findet keine Anwendung 
auf die in den §§ 3 und 20 Satz 1 KHG bezeichneten 
Krankenhäuser. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung sind 

1. Krankenhäuser 

Einrichtungen, in denen durch ärztliche und pfle¬ 
gerische Hilfeleistung Krankheiten, Leiden oder 
Körperschäden festgestellt, geheilt oder gelindert 
werden sollen oder Geburtshilfe geleistet wird 
und in denen die zu versorgenden Personen 
untergebracht und verpflegt werden können, 

2. allgemeine Krankenhäuser 
Krankenhäuser, die Kranke ohne Rücksicht auf 
ihr Alter und auf die Art ihrer Erkrankung auf¬ 
nehmen, 

3. Fach- oder Sonderkrankenhäuser 
Krankenhäuser, die nur Kranke bestimmter 
Krankheitsarten oder bestimmter Altersstufen 
aufnehmen, 

4. Krankenhausplanbetten 

a) soweit Krankenhäuser nach dem KHG geför¬ 
dert werden, 

die bei der Bewilligung der Fördermittel nach 
§ 10 KHG zugrunde gelegten Krankenhaus¬ 
planbetten, 

b) soweit Krankenhäuser nach dem KHG nicht 
gefördert werden, 

die den ordnungsbehördlichen Vorschriften 
entsprechenden tatsächlich und ständig auf¬ 
gestellten und für die amtliche Statistik ge¬ 
meldeten Betten oder 

die von der zuständigen Landesbehörde als 
Krankenhausplanbetten anerkannten Betten, 

5. Krankenhausleistungen 

ärztliche Leistungen, Pflege, Verpflegung, Unter¬ 
kunft, Nebenleistungen und sonstige stationäre 
und halbstationäre Leistungen des Krankenhau¬ 
ses, 


6. Aufnahmen zur Begutachtung 

Aufnahmen, die nicht zur Heilbehandlung, son¬ 
dern zur Erstattung eines Gutachtens unter aus¬ 
drücklichem Hinweis hierauf vorgenommen wer¬ 
den. 

§ 3 

Allgemeine Pllegesätze 

(1) Für jedes im Krankenhausbedarfsplan eines 
Landes aufgeführte Krankenhaus sowie für jedes 
sonstige Krankenhaus ist ein allgemeiner Pflege¬ 
satz festzusetzen., durch den alle unter Berücksich¬ 
tigung der Leistungsfähigkeit des Krankenhauses 
medizinisch zweckmäßigen und ausreichenden Kran¬ 
kenhausleistungen (allgemeine Krankenhausleistun¬ 
gen) abgegolten werden einschließlich der Leistun¬ 
gen von nicht am Krankenhaus angestellten Konsi- 
liarärzten sowie für Leistungen fremder, auch bron- 
chologischer Untersuchungsstellen. 

(2) Soweit ärztliche Leistungen von einem Beleg¬ 
arzt erbracht und berechnet werden, ist dies bei der 
Bemessung des Anteils der ärztlichen Leistungen im 
allgemeinen Pflegesatz zu berücksichtigen. Die Lan¬ 
desregierungen werden ermächtigt, durch Rechts¬ 
verordnung zu bestimmen, daß, soweit sonst Arzt¬ 
kosten gesondert berechnet werden, dies entspre¬ 
chend Satz 1 und bei der Ermittlung der Selbst¬ 
kosten zu berücksichtigen ist; sie können diese Er¬ 
mächtigung durch Rechtsverordnung auf oberste 
Landesbehörden übertragen. 

(3) Vorbehaltlich der in den §§ 4 bis 7 bestimmten 
abweichenden Regelungen ist ausschließlich der all¬ 
gemeine Pflegesatz zu berechnen ohne Rücksicht 
darauf, wer zu seiner Zahlung verpflichtet ist. 

§ 4 

Besondere Pflegesätze 

(1) Besondere Pflegesätze sind für die allgemei¬ 
nen Krankenhausleistungen in Sondereinrichtungen 
festzusetzen, die ausschließlich oder überwiegend 

1. der Versorgung von chronisch Kranken oder 
Langzeitkranken, 

2. der Nachsorge oder 

3. halbstationären Leistungen 

dienen und deren Selbstkosten von denen der son¬ 
stigen Einrichtungen des Krankenhauses aus¬ 
reichend abgegrenzt werden können. 

(2) Für Querschnittsgelähmte bei Behandlung in 
besonderen pflegerischen Einrichtungen, für Ein¬ 
richtungen zur Hämodialyse und für Einrichtungen 
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zur Behandlung von Schwerverbrannten in voll¬ 
klimatisierten Räumen können für die allgemeinen 
Krankenhau sie ist ungen besondere Pflegesätze fest¬ 
gesetzt: werden, wenn deren Selbstkosten von denen 
der sonstigen Einrichtungen des Krankenhauses aus¬ 
reichend abgegrenzt werden können, sie im Ver¬ 
hältnis zu den gesamten Selbstkosten unverhältnis¬ 
mäßig hoch sind und die um Festsetzungsverfahren 
Beteiligten (§ 1.6 Abs. 2 Satz 3 und 4) angehört wor¬ 
den sind. 

(3) Für das gesunde Neugeborene sind 25 vom 
Hundert des allgemeinen Pflegesatzes, auf ge rundet 
auf 0,05 DM, zu berechnen. Bei Entbindungen sind 
für die Mutter der allgemeine Pflegesatz und für das 
gesunde Neugeborene 25 vom Hundert des allge¬ 
meinen Pflegesatzes, auf gerundet auf 0,05 DM, zu 
berechnen; die Berechnung einer pauschalen Abgel¬ 
tung ist zulässig, wenn die Deckung der Selbst¬ 
kosten hierdurch nicht beeinträchtigt wird. Die Lei¬ 
stungen einer freiberuflich tätigen Hebamme sind 
mit dem Pflege salz nicht abgegolten. 

(4) § 3 Abs. 2 gilt: entsprechend. 

§ 5 

Gesondert berechenbare Nebenleistungen 

Die gesonderte Berechnung von Nebenleistungen 
kann durch die für die Festsetzung der Pflegesätze 
zuständige Landesbehörde bei den Kosten für beson¬ 
ders teure diagnostische oder therapeutische Ver¬ 
fahren oder besonders teure Medikamente (§ 17 
Abs. 2 Satz 2 KHG) für die Dauer von zwei Jahren, 
in Ausnahmefällen auch bis zu vier Jahren, zugelas¬ 
sen werden, wenn es sich um Leistungen handelt, 
die bei der letzten Pfleg es ätzfest setzung noch nicht 
angewandt worden sind. Dabei kann sie auch die 
Höhe des Entgelts bestimmen. § 18 Abs. 1 Satz 2 
und 3 KHG sowie § 16 Abs. 2 Satz 3 und 4 finden 
Anwendung. 

§ 6 

Sonstige gesondert berechenbare Leistungen 

Neben dem allgemeinen oder besonderen Pflege¬ 
satz (§§ 3 und 4) und den Leistungen nach § 5 dür¬ 
fen andere als die allgemeinen Krankenhausleistun¬ 
gen gesondert berechnet werden. Die gesonderte 
Berechnung ist nur bei Leistungen, die der zustän¬ 
digen Behörde mitgeteilt worden sind, zulässig, 
wenn die gesonderte Berechnung mit dem Kranken¬ 
haus vereinbart ist und die allgemeinen Kranken¬ 
hausleistungen hierdurch nicht beeinträchtigt wer¬ 
den. Eine gesondert berechenbare Unterkunft darf 
nicht von einer Vereinbarung über sonstige geson¬ 
dert berechenbare Leistungen abhängig gemacht 
werden. Sofern ärztliche Leistungen als gesondert 
berechenbare Leistungen angeboten werden, kann 
die Wahl des Patienten nicht auf einzelne liquida¬ 
tionsberechtigte Ärzte des Krankenhauses be¬ 
schränkt werden. Die Erfüllung von Verträgen, die 
der Krankenhausträger vor dem 1. Juli 1972 ge¬ 
schlossen hat, bleibt unberührt. 


§ 7 

Aufnahmen zur Begutachtung 

Werden Personen zur Begutachtung auf genom¬ 
men, so können neben dem allgemeinen oder be¬ 
sonderen Pflegesatz die im Zusammenhang mit dem 
Gutachten erforderlichen zusätzlichen Sach- und 
Personalkosten gesondert berechnet werden. § 3 
Abs. 2 sowie die Vorschriften über die gesonderte 
Berechnung von Leistungen (§§ 5 und 6) bleiben 
unberührt. 

§ 8 

Höhe des Entgelts 

für gesondert berechenbare Leistungen 

(1) Für gesondert berechenbare Leistungen nach 
den §§ 6 und 7 sind mindestens Entgelte in Höhe 
ihrer Selbstkosten zu berechnen. Soweit bei der Er¬ 
mittlung der Selbstkosten Äquivalenzziffern ange¬ 
wandt werden, sind Entgelte mindestens in der Höhe 
zu berechnen, die sich für diese Leistungen aus 
den Äquivalenzziffern ergibt. 

(2) Absatz 1 gilt für Leistungen nach § 5, falls 
die Höhe des Entgelts nicht nach § 5 Satz 2 bestimmt 
worden ist. 

§ 9 

Aufnahme- und Entlassungstag; Verlegungen 

(1) Der Aufnahme- und Entlassungstag werden 
als je ein Tag, bei einer gesamten Verweildauer 
von weniger als 24 Stunden jedoch als ein Tag 
berechnet. 

(2) Bei Verlegungen darf nur das aufnehmende 
Krankenhaus den Pflegesatz für den Verlegungstag 
berechnen. Fallen Aufnahme- und Verlegungstag 
zusammen, so kann auch das abgebende Kranken¬ 
haus einen Tag berechnen. 

§ 10 

Gruppenordnung 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Gruppenordnungen vorzuschrei¬ 
ben; sie können diese Ermächtigung durch Rechts¬ 
verordnung auf oberste Landesbehörden übertragen. 
Soweit Gruppenordnungen vorgeschrieben werden, 
gelten hierfür die §§ 11 bis 14. 

§ 11 

Bildung von Gruppen 

(1) Allgemeine Krankenhäuser werden nach Maß¬ 
gabe der Krankenhausbedarfsplanung entsprechend 
ihrer Leistungsfähigkeit, insbesondere nach der 
ärztlichen Versorgung unter Berücksichtigung der 
vorhandenen Fachrichtungen, der Bedeutung und 
des Umfanges der einzelnen Fachrichtungen und 
der medizinisch-technischen Einrichtung in Gruppen 
eingeteilt. Fach- oder Sonderkrankenhäuser können 
in die Gruppen von Krankenhäusern eingereiht 
werden, denen sie nach ihrer ärztlichen Versorgung 
und medizinisch-technischen Einrichtung sowie 
nach ihrer Bedeutung, Größe, Struktur und Selbst¬ 
kostenlage zuzuordnen sind. 
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(2) Für die Einteilung der Krankenhäuser in 
Gruppen sind insbesondere maßgebend 

1. die Zahl der Fachabteilungen verschiedener 
Fachrichtungen, soweit diese von je einem haupt¬ 
beruflich an gestellten Facharzt geleitet werden, 

2. die Zahl weiterer eingestellter oder zugelassener 
Fachärzte, soweit sie andere und untereinander 
verschi.edene Fachric:Ölungen vertreten, 

3. die für die vorhandenen Fachabteilungen oder 
Fachrichtungen erforderlichen räumlichen und 
medizinisch-technischen Einrichtungen. 

Fachrichtungen sind nur die im Sinne der Facharzt- 
Ordnungen anerkannten ärztlichen Fachrichtungen; 
Teilgebiete können berücksichtigt werden, wenn sie 
in ihrer Bedeutung Fachrichtungen entsprechen. 
Abweichungen können berücksichtigt werden, wenn 
eine gleiche Leistungsfähigkeit auf andere Weise 
sichergestellt ist. Fach ab teil ungen sind auch grö¬ 
ßere, organisatorisch selbständige Einheiten ohne 
Betten, deren leitender Arzt in der Diagnostik oder 
Therapie nicht den Weisungen eines übergeordne¬ 
ten Arztes unterworfen ist. Bei der Anerkennung 
von Fachabteilungen ist die Krankenhausbedarfs¬ 
planung zu berücksichtigen. Es können nur Fach¬ 
abteilungen oder Fachärzte anerkannt werden, bei 
denen die in diesem Absatz bezeichneten Voraus¬ 
setzungen vorliegen. 

(3) Unter Berücksichtigung der Absätze 1 und 2 
werden die Krankenhäuser folgenden Gruppen zu¬ 
geordnet: 

Gruppe 1 

Universitätskliniken und Medizinische Akademien 
sowie allgemeine Krankenhäuser vergleichbarer 
Leistungsfähigkeit mit wenigstens zwölf Fachab¬ 
teilungen 

Gruppe 2 

Allgemeine Krankenhäuser mit wenigstens neun 
Fachabteilungen und den für diese nach neuzeit¬ 
lichen Erkenntnissen erforderlichen medizinisch- 
technischen Einrichtungen 

Gruppe 3 

Allgemeine Krankenhäuser mit wenigstens sieben 
Fachabteilungen und den für diese nach neuzeit¬ 
lichen Erkenntnissen erforderlichen medizinisch- 
technischen Einrichtungen 

Gruppe 4 

Allgemeine Krankenhäuser mit wenigstens fünf 

Fachabteilungen und den für diese nach neuzeit¬ 
lichen Erkenntnissen erforderlichen medizinisch- 
technischen Einrichtungen 

Gruppe 5 

Allgemeine Krankenhäuser mit wenigstens vier 

Fachabteilungen, zwei weiteren Fachärzten und den 
für die vorhandenen Fachrichtungen erforderlichen 
medizinisch-technischen Einrichtungen 

Gruppe 6 

Allgemeine Krankenhäuser mit wenigstens drei 

Fachabteilungen, zwei weiteren Fachärzten und den 
für die vorhandenen Fachrichtungen erforderlichen 
medizinisch-technischen Einrichtungen 


Gruppe 7 

Allgemeine Krankenhäuser mit wenigstens zwei 
Fachabteilungen, zwei weiteren Fachärzten und den 
für die vorhandenen Fachrichtungen erforderlichen 
medizinisch-technischen Einrichtungen 

Gruppe 8 

Allgemeine Krankenhäuser mit wenigstens einer 
Fachabteilung, zwei weiteren Fachärzten und den 
für die vorhandenen Fachrichtungen erforderlichen 
medizinisch-technischen Einrichtungen 

Gruppe 9 

Allgemeine Krankenhäuser, die die Voraussetzun¬ 
gen der Gruppen 1 bis 8 nicht erfüllen. 

§ 12 

Verfahren bei der Eingruppierung 

über Anträge auf Eingruppierung der Kranken¬ 
häuser oder ihre Änderung entscheidet die zustän¬ 
dige Landesbehörde. Die Anträge sind in doppelter 
Ausfertigung einzureichen. Vor der Entscheidung 
über die Eingruppierung oder ihre Änderung wird 
der jeweils zuständige Ausschuß für Pflegesatzfragen 
gehört. Ein Einigungsergebnis ist bei der Eingrup¬ 
pierung zu berücksichtigen. Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu be¬ 
stimmen, daß an Stelle des Ausschusses für Pflege¬ 
satzfragen der Krankenhausträger und die beteilig¬ 
ten Sozialversicherungsträger gehört werden; sie 
können diese Ermächtigung durch Rechtsverord¬ 
nung auf oberste Landesbehörden übertragen. 


§ 13 

Höchstsätze für die Gruppen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung für jede Gruppe Höchstsätze für 
die nach Maßgabe des § 16 festzusetzenden allge¬ 
meinen Pflegesätze (§ 3) nach Anhörung des Aus¬ 
schusses für Pflegesatzfragen zu bestimmen; sie 
können diese Ermächtigung durch Rechtsverord¬ 
nung auf oberste Landesbehörden übertragen. 
Entsprechendes gilt, soweit besondere Pflegesätze 
(§ 4) festgesetzt werden. 

§ 14 

Ausnahmeregelungen 

Bei eingruppierten Krankenhäusern kann die zu¬ 
ständige oberste Landesbehörde im Einzelfall Aus¬ 
nahmen von den §§ 11 bis 13 zulassen oder anord¬ 
nen, soweit dies erforderlich ist, um 

1. eine gegenüber dem Durchschnitt der Gruppe 
wesentlich abweichende durchschnittliche Ver¬ 
weildauer zu berücksichtigen 

oder 

2. unbillige Härten zu vermeiden. 

Sie soll eine Entscheidung nach Satz 1 Nr. 2 von 
dem Ergebnis einer Wirtschaftlichkeitsprüfung ab¬ 
hängig machen. 
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§ ir> 

Ausschüsse für Pflegesatzfragen 

Ausschüsse für Pflegesatzfragen werden jeweils 
auf Landesebene gebildet. Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, durch Rechts Verordnung zu be¬ 
stimmen, daß neben oder an Stelle der Ausschüsse 
auf Landesebene für ein Land mehrere Ausschüsse 
für Pflegesatzfragen auf regionaler Ebene gebildet 
werden; sie können diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden 
übertragen. Die Ausschüsse setzen sich aus sechs 
Vertretern der Krankenhäuser, fünf Vertretern der 
Sozialleistungsträger und einem Vertreter der priva¬ 
ten Krankenversicherung zusammen, die jeweils 
durch die Krunkenhausgescllschaft.cn, die Verbände 
oder Arbeitsgemeinschaften der Sozialleistungs¬ 
träger in den Ländern und der privaten Kranken¬ 
versicherung der zuständigen obersten Landes¬ 
behörden zu benennen sind; dies gilt auch für die 
Benennung von Stellvertretern. Die zuständige Lan¬ 
desbehörde benennt Vertreter, falls die Berechtigten 
keine Vorschläge machen. Der Ausschuß wird 
durch die zuständige Landesbehörde einberufen. 
Sofern der Vertreter der zuständigen Landesbehörde 
nicht den Vorsitz führt, kann er jederzeit an den 
Beratungen des Ausschusses leilnehmen. 


§ 16 

Festsetzung der Pflegesätze 

(1) Die zuständige Landesbehörde setzt die Pflege¬ 
sätze (§§ 3 und 4) auf der Grundlage der Selbst¬ 
kosten (§ 18) für jedes Krankenhaus einheitlich als 
Festpreis fest. Für die Krankenhäuser, die innerhalb 
eines Versorgungsgebietes einem Leistungsverbund 
mit gemeinsamer Wirtschaftsführung angehören, 
kann ein einheitlicher Pflcgesatz festgesetzt werden; 
§ 18 Abs. 4 bleibt unberührt. Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu be¬ 
stimmen, daß Pflegesatzstufen an Stelle der Fest¬ 
setzung im Einzelfall gebildet werden. Sie können 
diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf 
oberste Landesbehörden übertragen, über die Ein¬ 
stufung entscheidet die zuständige Landesbehörde. 

(2) Die Pflegesätze werden in der Regel auf An¬ 
trag eines der Beteiligten festgesetzt oder geändert; 
die zuständige Behörde kann das Festsetzungsver¬ 
fahren auch ohne Antrag einleiten, wenn hieran ein 
öffentliches Interesse besteht. Der Beginn des Eini¬ 
gungsverfahrens nach § 18 Abs. 1 KHG ist der zu¬ 
ständigen Behörde anzuzeigen. Beteiligte am Fest¬ 
setzungsverfahren und an den Einigungsverhand¬ 
lungen sind neben dem Krankenhausträger alle 
Sozialleistungsträger und ihre Vereinigungen, die 
im Jahr der Antragstellung mehr als 10 vom Hun¬ 
dert der Berechnungstagc abrechnen. Die Beteilig¬ 
ten können sich durch ihre Verbände vertreten las¬ 
sen. Das Ergebnis der Einigungsverhandlungen ist 
der zuständigen Landesbehörde mitzuteilen und bei 
der Festsetzung des Pflegcsatzes zu berücksichti¬ 
gen. 

(3) Der Antrag des Krankenhausträgers auf Fest¬ 
setzung oder Änderung des Pflegesatzes ist der zu¬ 


ständigen Landesbehörde zusammen mit dem auf 
den Zeitpunkt des Antrags fortgeschriebenen Selbst¬ 
kostenblatt (§ 18 Abs. 2) in doppelter Ausfertigung 
mit den sonstigen für die Begründung des Antrags 
erforderlichen Unterlagen einzureichen. Die zustän¬ 
dige Landesbehörde kann die sachliche und rechne¬ 
rische Richtigkeit der Selbstkostenrechnung und die 
sonstigen Voraussetzungen für die Festsetzung der 
Pflegesätze prüfen. Sie kann sich hierzu Beauftrag¬ 
ter bedienen. Den Prüfern sind die erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. 
Die Pflegesätze werden mit Wirkung auf den ersten 
Kalendertag des Monats festgesetzt, der auf den 
Eingang des Antrages folgt, sofern im Antrag kein 
späterer Zeitpunkt begehrt wird (Festsetzungsver¬ 
fahren). 

(4) Die zuständige Landesbehörde kann den Aus¬ 
schuß für Pflegesatzfragen im Festsetzungsverfah¬ 
ren anhören. Wird das Selbstkostenblatt im Eini¬ 
gungsverfahren nicht vorgelegt, ist der Ausschuß 
auf Antrag eines Beteiligten im Festsetzungsverfah¬ 
ren anzuhören. Dem Ausschuß ist das Selbstkosten¬ 
blatt rechtzeitig vor der Sitzung vorzulegen. Die 
Ausschußmitglieder können ihnen im Ausschuß zur 
Kenntnis gekommene Einzelangaben mit den am 
Festsetzungsverfahren jeweils Beteiligten erörtern, 
soweit dies zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben notwendig ist. 

§ 17 

Ausgleich für bestimmte Kostenänderungen 

(1) Bei Krankenhäusern mit kaufmännischer Buch¬ 
führung und Betriebsabrechnung oder mit einem 
Rechnungswesen, das die Nachprüfung der sparsa¬ 
men Wirtschaftsführung in gleicher Weise ermög¬ 
licht, ist bei der Festsetzung neuer Pflegesätze für 
den Zeitraum seit der letzten Festsetzung ein Aus¬ 
gleich vorzunehmen, wenn die Einnahmen des 
Krankenhauses aus den Pflegesätzen und für geson¬ 
dert berechenbare Nebenleistungen (§§ 3 bis 5) die 
Ausgaben für die nach § 18 im Pflegesatz zu be¬ 
rücksichtigenden Kosten oder trotz sparsamer Wirt¬ 
schaftsführung diese Ausgaben die Einnahmen über¬ 
schreiten. Ein Ausgleich für den Zeitraum vor dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung nach § 23 Abs. 1 
Nr. 2 ist nicht zulässig. Einnahmen und Ausgaben 
für die Instandhaltung und Instandsetzung bleiben 
unberücksichtigt. Die Krankenhäuser haben im Eini¬ 
gungsverfahren die Unterlagen, die die Nachprü¬ 
fung der Wirtschaftlichkeit ermöglichen, vorzu¬ 
legen. Die zuständige Landesbehörde veranlaßt auf 
Antrag eines Beteiligten (§16 Abs. 2 Satz 3 und 4) 
eine besondere Überprüfung der Wirtschaftsfüh¬ 
rung. 

(2) Bei der Festsetzung der Pflegesätze kann be¬ 
stimmt werden, daß zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
feststehende Personalkostenänderungen in nicht un¬ 
erheblichem Umfang, die sich aus Änderungen der 
Tarifverträge oder der Arbeitsvertragsrichtlinien 
ergeben, nach Anhörung des Ausschusses für 
Pflegesatzfragen mit Wirkung vom Tage des In¬ 
krafttretens der Änderung entsprechend den vom 
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Krankenhaus nachgewiesenen Mehrkosten von der 
zuständigen Landesbehörde durch einen Zuschlag 
zum Pflegesatz berücksichtigt werden. § 16 Abs. 3 
Satz 2 bis 4 findet entsprechende Anwendung. 
Wenn der sich nach Satz 1 ergebende Pflegesatz 
den maßgebenden Höchstsatz nach § 13 übersteigen 
würde, ist die Angelegenheit der zuständigen ober¬ 
sten Landesbehörde vorzulegen. 

§ 18 

Ermittlung der Selbstkosten 

(1) Für die Ermittlung der Selbstkosten gelten 
die §§ 17, 18 Abs. 2 Satz 2 und § 30 Abs. 2 KHG 
sowie die folgenden Vorschriften. 

(2) Für jedes Kalenderjahr ist ein Selbstkosten¬ 
blatt, das die dort bezeichneten Kosten und Erlöse 
des abgelaufenen Kalenderjahres enthält, zu erstel¬ 
len und der zuständigen Landesbehörde bis späte¬ 
stens zum 30. April des folgenden Jahres in doppel¬ 
ter Ausfertigung zuzuleiten, ln begründeten Aus¬ 
nahmefällen kann auf Antrag die Frist verlängert 
werden. Das Muster des Selbstkostenblattes (An¬ 
lage 1) ist Bestandteil der Verordnung. 

(3) Selbstkosten im Sinne dieser Verordnung sind 
unbeschadet der §§ 17, 18 Abs. 2 Satz 2 und § 30 
Abs. 2 KHG und der folgenden Absätze die mit 
einer stationären und halbstationären Krankenhaus¬ 
behandlung bei sparsamer Wirtschaftsführung unter 
Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit des Kran¬ 
kenhauses verbundenen Kosten. Dabei sind auch 
die Kostenänderungen und die zu erwartenden 
Kostenentwicklungen, diese jedoch ohne die Per¬ 
sonalkosten im Sinne des § 17 Abs. 2 zu berück¬ 
sichtigen. 

(4) Für Instandhaltung und Instandsetzung von 
Anlagegütern sind als Selbstkosten für jedes Kran¬ 
kenhausplanbett jährlich 0,92 vom Hundert der Be¬ 
messungsgrundlage nach Satz 2 anzusetzen. 
Als Bemessungsgrundlage sind entsprechend dem 
Jahr der Inbetriebnahme und der Anforderungsstufe 
die Beträge der nachstehenden Tabelle zugrunde zu 
legen: 


Jahr der Inbetriebnahme 

Anforderungsstufen 

I 

II 

III 

IV 

bis 31. 12. 1950 

45 600 

48 450 

51 300 

62 700 

1. 1. 1951 bis 31. 12. 1960 

56 800 

60 350 

63 900 

78 100 

1. 1. 1961 bis 31. 12. 1965 

63 200 

67 150 

71 100 

86 900 

1. 1. 1966 bis 31. 12. 1970 

74 400 

79 050 

83 700 

102 300 

ab 1. 1. 1971 

80 000 

85 000 

90 000 

110 000 


Es gehören Krankenhäuser 

1. mit bis zu 250 Krankenhausplanbetten 
zur Anforderungsstufe I, 

2. mit mehr als 250 und bis zu 350 Krankenhaus¬ 
planbetten 

zur Anforderungsstufe II, 


3, mit mehr als 350 und bis zu 650 Krankenhaus¬ 
planbetten 

zur Anforderungsstufe III, 

4. mit mehr als 650 Krankenhausplanbetten 

zur Anforderungsstufe IV. 

Abweichend von Satz 3 kann eine andere Anforde¬ 
rungsstufe oder im Ausnahmefall ein anderer Be¬ 
trag festgesetzt werden, soweit dies zur Erhaltung 
der Leistungsfähigkeit des Krankenhauses unter Be¬ 
rücksichtigung seiner im Krankenhausbedarfsplan 
bestimmten Aufgaben notwendig oder ausreichend 
ist. Wird die Bemessungsgrundlage (§ 10 Abs. 1 
KHG) gemäß § 10 Abs. 3 oder Abs. 5 KHG neu 
festgesetzt, so ist auch die Bemessungsgrundlage 
nach Satz 2 entsprechend der durchschnittlichen 
Entwicklung der Instandhaltungs- und Instandset¬ 
zungskosten neu festzusetzen. 

(5) Als Kosten der Ambulanz des Krankenhauses 
sind bei vorhandener Kostenstellenrechnung die auf 
die Ambulanz entfallenden Selbstkosten, bei fehlen¬ 
der Kostenstellenrechnung die auf Grund einer 
wirklichkeitsnahen Schätzung ermittelten Kosten 
abzuziehen. Ist eine wirklichkeitsnahe Schätzung 
nicht möglich, sind 90 vom Hundert der Einnahmen 
abzuziehen. 

(6) Als Kostenerstattung der Ärzte, soweit diese 
zur gesonderten Berechnung ihrer Leistungen be¬ 
rechtigt sind, sind für die hierdurch verursachten 
Sachkosten und Personalkosten bei vorhandener 
Kostenstellenrechnung die Selbstkosten, bei fehlen¬ 
der Kostenstellenrechnung die auf Grund einer 
wirklichkeitsnahen Schätzung ermittelten Kosten 
abzuziehen. Ist eine wirklichkeitsnahe Schätzung 
nicht möglich, sind von den Abgaben der Ärzte 
an das Krankenhaus 70 vom Hundert abzuziehen. 
Die Erlöse für ärztliche Sachleistungen nach § 368 n 
Abs. 2 Satz 1 der Reichsversicherungsordnung sind 
in Höhe von 90 vom Hundert abzuziehen; dies gilt 
auch für Erlöse für entsprechende ärztliche Sach¬ 
leistungen, die für Versicherte der Ersatzkassen 
oder Berechtigte anderer Sozialleistungsträger er¬ 
bracht werden. 

(7) Ein Kostenabzug wegen nicht nur vorüber¬ 
gehender Minderbelegung ist vorzunehmen, wenn 
die durchschnittliche Bettenausnutzung der Kran¬ 
kenhausplanbetten 75 vom Hundert unterschreitet. 
Vom Kostenabzug ist abzusehen, soweit eine für die 
Versorgung der Bevölkerung notwendige Fortfüh¬ 
rung des Betriebs des Krankenhauses nicht mehr 
gewährleistet wäre. 

(8) Bei der Ermittlung der Selbstkosten bleiben 
die durch die Aufnahmen zur Begutachtung erfor¬ 
derlichen zusätzlichen Sach- und Personalkosten 
außer Betracht. 

(9) Bei vorhandener Kostenstellenrechnung sind 
die auf die sonstigen gesondert berechenbaren Lei¬ 
stungen (§ 6) entfallenden Selbstkosten vor Ermitt¬ 
lung der Selbstkosten des allgemeinen Pflegesatzes 
abzuziehen. Bei fehlender Kostenstellenrechnung 
sind bei der Ermittlung der kostengleichen Berech- 
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nungslage zur Ausgliederung der Kosten der sonsti¬ 
gen gesondert berechenbaren Leistungen Äquiva¬ 
lenz z i ffe r n an z u w end e n. 

(10) Bei der Festsetzung besonderer Pflegesätze 
(§ 4) kann die zuständige Behörde verlangen, daß 
die für den besonderen Pflegesatz maßgebenden 
Selbstkosten in einem besonderen Selbstkostenblatt 
na chg e w ie sen w erden. 


§ 19 

Besondere Vorschriften 
für die Ermittlung der Selbstkosten 
der nicht geförderten Krankenhäuser 

(1) Bei den nicht nach dem Gesetz geförderten 
Krankenhäusern sind als Selbstkosten Abschreibun¬ 
gen auf Anlagegüter (Absetzungen für Abnutzung) 
nach denselben Grundsätzen zu berücksichtigen, 
wie sie für dieselben Anlagegüter nach steuerrecht- 
lichen Vorschriften zulässig sind; Sonderabschrei¬ 
bungen bleiben unberücksichtigt. Soweit dies mit 
den Grundsätzen einer sparsamen Wirtschaftsfüh¬ 
rung vereinbar ist:, können als Selbstkosten weiter 
berücksichtigt werden; 

1. Rückstellungen zur Anpassung an die dia¬ 
gnostisch-therapeutische Entwicklung in Höhe 
eines Hunderlsatzes der Absetzungen für Abnut¬ 
zung, 

2. Zinsen für Fremdkapital, 

3. Zinsen für Eigenkapital, jedoch nur bis zur Höhe 
von 1 vom Hundert über dem Zinssatz für Spar¬ 
einlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist. 

Nutzungsentgelte für Anlagegüter können bis zur 
Höhe der Aufwendungen berücksichtigt werden, die 
bei Anschaffung oder Herstellung der Anlagegüter 
nach Satz 1 oder 2 zu berücksichtigen wären. Eine 
außerhalb des KHG gewährte öffentliche Förde¬ 
rung für berücksichtigte Selbstkosten ist von den 
Selbstkosten abzusetzen. 

(2) An Stelle des Verfahrens nach Absatz 1 kön¬ 
nen angemessene pauschale Beträge angesetzt wer¬ 
den. Dabei können als Bemessungsgrundlage zu¬ 
grunde gelegt werden 

1. für lang- und mittelfristige Anlagegüter 

der für das Krankenhaus nach § 18 Abs. 4 maß¬ 
gebende Tabellenwert, 

2. für kurzfristige Anlagegüter 

die Bemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 1 KHG 
entsprechend der Anforderungsstufe und dem 
Jahr der Inbetriebnahme des Krankenhauses. 

Als Selbstkosten können folgende Beträge je Jahr 
und Krankenhausplanbett: angesetzt werden: 

1. für langfristige Anlagegüter 

0,6 vom Hundert der Bemessungsqrundlaqe nach 
Satz 2 Nr. 1, 

2. für mittelfristige Anlagegüter 

1,4 vom Hundert der Bemessungsgrundlage nach 
Satz 2 Nr. 1, 


3. für kurzfristige Anlagegüter 

8,33 vom Flundert der Bemessungsgrundlage nach 

Satz 2 Nr. 2. 

Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 und 3 ist entsprechend anzu¬ 
wenden. Bei der Bemessung der pauschalen Beträge 
sind die tatsächlichen Verhältnisse und die Lei¬ 
stungsfähigkeit des Krankenhauses zu berücksichti¬ 
gen. Nutzungsentgelte für Anlagegüter sind aus den 
pauschalen Beträgen zu bestreiten. 

(3) Der Übergang von Abschreibungen nach Ab¬ 
satz 1 auf pauschale Abgeltungen nach Absatz 2 
und umgekehrt ist nur mit Zustimmung der zustän¬ 
digen Landesbehörde möglich. Dabei kann ein erfor¬ 
derlicher Ausgleich vorgenommen werden. 

(4) § 18 gilt für die in Absatz 1 bezeichnetcn 
Krankenhäuser mit der Maßgabe, daß nach § 18 
Abs. 2 neben dem Selbstkostenblatt eine Ergänzung 
zum Selbstkostenblatt (Anlage 2) zu erstellen ist. 

(5) Für die Ermittlung der Selbstkosten der in 
§ 17 Abs. 4 KHG bezeichneten Krankenhäuser, auch 
soweit sie nicht nach dem Gesetz öffentlich geför¬ 
dert werden, findet ausschließlich § 18 Anwendung. 

§ 20 

Rechnungswesen 

Für die Ermittlung der Selbstkosten und für den 
Nachweis einer sparsamen Wirtschaftsführung ist 
die kaufmännische Buchführung und Betriebs¬ 
abrechnung anzuwenden. Statt dessen kann bis zur 
Einführung einer allgemeinverbindlichen Kosten- 
und Leistungsrechnung, spätestens bis zum 31. De¬ 
zember 1977, ein geeigneter Kontenrahmen verwen¬ 
det werden, der die Ausfüllung des Selbstkosten¬ 
blattes auf der Grundlage ordnungsmäßiger Buch¬ 
führung ermöglicht. 

§ 21 

Sonderregelungen für Modellvorhaben 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zum Zweck der Erprobung von 
Modellen zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit 
der Krankenhäuser und der medizinisch oder wirt¬ 
schaftlich rationellen Versorgung der Bevölkerung 
mit Krankenhäusern im Rahmen des § 16 KHG 
für einen Zeitraum von längstens fünf Jahren 
für einzelne Krankenhäuser von Vorschriften dieser 
Verordnung abzuweichen. Die am Festsetzungsver¬ 
fahren Beteiligten (§ 16 Abs. 2 Satz 3 und 4) 
sind vorher zu hören. Durch die Abweichungen dür¬ 
fen keine unzumutbaren Belastungen für die Kran¬ 
kenhäuser und die Benutzer entstehen. 

§ 22 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 31 Satz 2 KHG 
auch im Land Berlin. 
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§ 23 

In knatt treten 

(1) Es treten in Krall: 

1. § 3 Abs. 2 Satz 2, § 10 Salz 1, § 12 Satz 5 sowie 
die §§ 13, 15 und 16 Abs. 1 Salz 3 und 4 am Tage 
nach der Verkündung, 

2. die übrigen Vorschriften am 1. Januar 1974. 


(2) Die bisherigen preisrechtlichen Vorschriften 
über Pflegesätze treten mit dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung nach Absatz 1 Nr. 2 außer Kraft. 

(3) Die am 1. Januar 1974 maßgebenden festge¬ 
setzten oder genehmigten Pflegesätze gelten bis zur 
Festsetzung neuer Pflegesätze auf Grund dieser Ver¬ 
ordnung weiter. 


Bonn, den 25. April 1973 

Der Bundeskanzler 
Brandt 


Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit 
Katharina Focke 
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Selbstkostenblatt 


Anlage 1 

zu § 18 Abs. 2 der Bundespflegesatzverordnung 



nunysliigo nach Abschnitt E II f Spalte 2. 

• 5 ) Ohne Instandhaltungs- und Instandsetzungsdienst. 

4) Soweit nicht unter II a bis e erfaßt. 

H Vgl. § 30 Abs. 2 KI IG. 

( ») Investitinnskosterianteile sind über Spalte 3 auszugliedern. 

7) Hierzu gehören auch Miete und Pacht für Wirlschaftsgütcr mit einer Nutzungsdauer bis zu drei Jahren. 
K) Hierzu nähere Angaben zur Begründung der eingesetzten Pauschalen auf besonderem Blatt beifügen. 

'♦) Erläuterungen auf besonderem Blatt. 
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— Nur auszufüllen bei Änderung der Pflegesätze — 


Name und Anschrift des Krankenhauses 

Rechts form, Träger, Trügergruppe 

Zeitraum für Kostenänderungen vom 19 

bis 19 

A2 Kostenänderungen 1 2 ) 


Buchhalterischer 
Aufwand 2) 

Berichtigungen, 
soweit nicht unter B 
zu berücksichtigen 

Bereinigte Kosten 
im Sinne 
der Verordnung 

DM 

je Berechnungs¬ 
tag 

DM ohne Pfennig 


6 

7 

8 

9 

I. Personalkosten 

a) Ärztlicher Dienst 3 ) . 

b) Pflegedienst. . 

c) Med.-Icchn. Dienst und Pu nkl.io ns dienst. 

d) Klinisches Haus personal. 

e) Wirtscha 11.s-, Ve r s o r g u n g s - und techn, Dienst 4 ) 

f) Instundhaltungs- und Instandsetzungsdienst. 

g) Verwa ll.ungseiien.st . 

h) Sonder di cnsle . 

































i) Fort- und Weile rbil dungsdien st s ) . 

j) Personal der AusbildungssUitten (i ) . 

k) Sonstiges Personal. 














Summe I 





II. Sachkosten 

a) Lebensmittel. 

b) Medizinischer Bedarf. 

c) Wasser, Energie, Brennstoffe. 

d) Wirtschafisbedarf . 

e) Verwallungsbedarf . . ... 

f) Kosten zentraler Verwaltungsdienste 5 ). 

























g) Kosten im Zusammen hang mit zentralen Gemein¬ 
schaftsdion sten 7 ) . 





h) Steuern, Abgaben, Versicherungen. 





i) Instandhaltung, Instandsetzung . 

j) Wirtschaftsgüter mit einer Nutzungsdauer bis zu 

drei Jahren. 









k) Sachkosten der Fort- und Weiterbildung. 

l) Sachkosten der AusbildungsstaUen 6 ). 

m) Sonstiges 8 ) . 














Summe II 





III. 

Pauschale für Instandhaltung und Instandsetzung 9 ) 





IV. 

Zinsen für Belriebsmittelkredite 10 ) . 





V. 

Gesamtkosten . 






1) Unter Berücksichtigung der KosUuiabzüga für Miuderbelegung (vgl. § 18 Abs. 7). 

2) Ohne Sonderbetriebe und ggf. ohne Sondereinrichtungen nach § 4. Sind in Spalte 6 Kosten für Leistungen Dritter, z. B. für Konsiliarärzte oder andere 
Krankenhäuser, enthalten, so sind diese auf einem besonderen Blatt im einzelnen anzugeben. 

3 ) Für Berechnung singe ohne Ar/ (.kosten bei allgemeinem Pflegesatz ist in Spalte 7 ein Betrag nach folgender Formel einzusetzen: Arztkosten X Berech- 
nungslage nach Abschnitt E II f Spalte 2. 

4) Ohne Instandhriltungs- und Instandsetzungsdienst. 

r >) Soweit nicht, unter 11 a bis e erfaßt. 

«) Vgl. § 30 Abs. 2 KHG. 

7) Invcstitionskostenanteile siml über Spalte 7 auszugliedern. 

8 ) Hierzu gehören auch Miete und Pacht für Wirtschaftsgüter mit einer Nutzungsdauer bis zu drei Jahren. 

<>) Hierzu nähere Angaben zur Begründung der eingesetzten Pauschalen auf besonderem Blatt beifügen. 

10 ) Erlau Lei un gen aut besonderem Blatt. 
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Nur auszufüllen bei Änderung der Pflegesätze —* 


Ni.ime und Anschrift des Krankenhauses 
Redl ts form, T rüg er, Träger gruppe 


Zeitraum im erwartete Kostenentwicklungen vom .19 . 

bis . . 19 

A3 Kostenentwicklungen J ) 


Erwarteter Mehraufwand 2) 

DM ohne Pfennig 

DM 

je Berechnungstny 



10 

11 

I. Personalkosten 

a) Ärztlicher Dienst 3 ) . 

b) Pflegedienst. . 

c) Mocl.-Lechn. Dienst und Funktionsdienst ... 

d) Klinisches ITauspcrsonal ... 

e) Wirtschafte-, Versorgung«- und Ledin. Dienst 4 ). 











f) Instandballungs- und Instandsetzungsdienst . 

g) Verwaltungsdienst . 





h) Sonderdiensle . 



i) Fort- und Weilerbildungsdienst 5 ) . 



j) Personal, der Ausbiidungsstal len fi ) ... 



k) Sonstiges Personal. 




Summe I 



II. Sachkosten 

a) Lebensmittel . 



b) Medizinischer Bedarf..... 



c) Wasser, Energie, Brennstoffe . 



d) Wirtschnfisbedarf . 



e) VerwaHuriqsbedarf.... 



f) Kosten zentraler Verwaltungsdienste 5 ) . 



g) Kosten im Zusammenhang mit zentralen Gemeinschaftsdiensten 7 ) .. 

h) S1 eucrn, Abgaben, Versidierungen .. 





i) Instandhaltung, Instandsetzung . 



j) Wirlschaflsgüter mit einer Nutzungsdauer bis zu drei Jahren. 



k) Sachkosten der Fort- und Weiterbildung.. 



1) Sachkosten der AusbildungssLätten 6 ) . 



m) Sonstiges 8 ) ... 




Summe II 



III. 

Pauschale für Instandhaltung und Instandsetzung ®) . 



IV. 

Zinsen für Betriebsmittel Kredite ,0 ) ... 



V. 

Gesam (kosten . 




1) Unter Berücksichtigung der Kostenabzüge für Minderbelegung (vgl. § 18 Abs, 7), 

2) Ohne Sondorbctriebc und ggf. ohne Sondcrcinrichtuugen nach § 4. Ist in Spalte 10 ein Mehraufwand für Leistungen Dritter, z, B. Konsiliarärzte oder 
andere Krankenhäuser, enthalten, so ist dieser auf einem besonderen ßiatt im einzelnen anzugeben. 

:I ) Für Berechnungstage ohne Arztkosten bei allgemeinem Pflegesatz ist in Spalte 10 ein Betrag nach folgender Formel einzusetzen: Arztkosten X Beredi- 
nungslage nach Abschnitt E II f Spalte 2. 

4) Ohne Instandhaltung«- und Instandsetzungsdienst. 
r ») Soweit nicht unter I! a bis e erfaßt, 

«) Vgl. § 30 Abs. 2 KHG. 

7} Investitionskoslenanteile sind über Spalte 10 auszugliedern. 

8) Hierzu gehören auch Miete und Pacht für Wirtschaflsgüter mit einer Nutzungsdauer bis zu drei Jahren. 

Hierzu nähere Angaben zur Begründung der eingesetzten Pauschalen auf besonderem Blatt beifügen. 

JO) Erläuterungen auf besonderem Blatt. 
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Bl Abzüge im Beredinungszeitraum 


Zahlen der 
Buchhaltung l) 

Berichtigungen, 
soweit nicht unter A 
zu berücksichtigen 

Bereinigte Abzüge 
im Sinne 
der Verordnung 

DM 

je Berechnungs¬ 
tag 

DM ohne Pfennig 

l 

2 

3 

4 

5 

VI. Erlösabzüge 

a) Sachbezüge des Personals (Freie Station) . 

b) Erstattungen des Personals für Unterkunft 

(Betriebskosten) -) ... 

c) Erstattungen des Personals für Verpflegung 1 2 3 ) ... 

d) Iliifsbetriebe . 

e) Sonstige Erlöse und Erstattungen®) . 





















VII. Kostenabzüge 

a) Wissenschaftliche Forschung und Lehre . 

b) Kostenerstattung der Arzte im stationären Bereich 

c) Kostenerstattung der Arzte im ambulanten Bereich 

d) Kostenerstattung der Belegarzte . 

e) Kosten der Ambulanz 4 ) . 





















f) Aufwendungen, die nicht, der Krankenversorgung 

dienen (§ 17 Abs. 3 zweiter Halbsatz KHG). 

g) bei öffentlich geförderten Krankenhäusern und 1 

Ilochschulkliniken Kosten nach § 17 Abs. 4 Nr. 4 
KHG, soweit nicht unter Villa abzuziehen .. 









VIII. Sonstige 
Abzüge 

a) Kosten für Krankenpflegeschulen u. dgl. (soweit 
nach § 30 Abs. 2 KI IG nicht zu berücksichtigen) ,. 

b) Anlauf- und Umslcllungskoslen . 









c) Zuschüsse für Krankenpflegeschulen 5 ) . 

d) Fördermittel nach § 17 Abs. 4 Nr. 5 KHG für in 

Abschnitt A aufgeführte Kosten . 









IX. 

Abzüge (Summe VI bis VIII) . 






1) Ohne Sonderbelriehe und ggf. ohne Sondereinrichlungen nach § 4. Sind in Spalte 2 Abzüge in Zusammenhang mit Leistungen Dritter, z. B. für Konsiliar- 
ärzte oder andere Krankenhäuser, enthalten, so sind diese auf einem besonderen Blatt im einzelnen anzugeben. 

2) Soweit nicht bereits unter a ausgewiesen. 

3) Hier sind insbesondere die Erlöse nach § 368 n Abs. 2 Satz 1 RVO (vgl. § 18 Abs. 6 Satz 3) auszuweisen. Weitere Erlöse und Erstattungen im einzelnen auf 
besonderem Blatt nachweison, 

4) Soweit nicht bereits in der Kostenerstattung der Arzte enthalten. 

5) Soweit sie für Kosten gezahlt worden, die nach § 30 Abs. 2 KHG im Pflegesatz berücksichtigt werden können. 
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— Nur auszufüllen bei Änderung der Pflegesätze — 
B2 Änderung der Abzüge im Zeitraum vom . 19. 


bis . 19-.-. *) 



Zahlen 

der Buchhaltung 2) 

Berichtigungen, 
soweit nicht unter A 
zu berücksichtigen 

Bereinigte Abzüge 
im Sinne 
der Verordnung 

DM 

je Berechnungs¬ 
tag 

DM ohne Pfennig 

VI. Erlösabzüge 


6 

1 | 8 

9 

a) Sachbezüge des Personals (Freie Station) . 

b) Erstattungen des Personals für Unterkunft 

(Betriebskosten) 1 2 3 ) . 

c) Erstattungen des Personals iiir Verpflegung 3 ) .. 

d) Hilfsbelriebe .. 

e) Sonstige Erlöse und Erstattungen 4 * 6 ) . 





















VII. Kostenabzüge 

a) Wissenschaftliche Forschung und Lehre . 

b) Kostenerstattung der Ärzte im stationären Bereich 

c) Kostenerstattung der Ärzte im ambulanten Bereich 

d) Kostenerstattung der Belcgärzle . 

e) Kosten der Ambulanz r ») ... 





















f) Aufwendungen, die nicht der Krankenvorsorgung 

dienen (§ 17 Abs. 3 zweiter Halbsalz KHG). 

g) bei öffentlich geförderten Krankenhäusern und 

Hochsdiulkliniken Kosten nach § 17 Abs. 4 Nr. 4 
KHG, soweit nicht unter VIII a abzuziehen. 









VIII. Sonstige 
Abzüge 

a) Kosten für Krankenpflegesdmlen u. dgl. (soweit 
nach § 30 Abs. 2 KHG nicht zu berücksichtigen) .. 

b) Anlauf- und Umstellungskosten . 









c) Zuschüsse für Krankenpflegeschulen 0 ) . 

d) Fördermittel nach § 17 Abs. 4 Nr. 5 KHG für in 

Abschnitt A aufgeführte Kosten. 









IX. 

Abzüge (Summe VI bis VIII) . 






1) Unter Berücksichtigung der Koslcnabzügc für Mindcrbclegung (vgl. § 18 Abs. 7). 

2) Ohne Sonderbetriebe und ggf. ohne Sondercinrichtungen nach § 4. Sind in Spalte 6 Abzüge in Zusammenhang mit Leistungen Dritter, z. B. für Konsiliar- 
ärzte oder andere Krankenhäuser, enthalten, so sind diese auf einem besonderen Blatt im einzelnen anzugeben. 

3) Soweit nicht bereits unter a ausgewiesen. 

4) Hier sind insbesondere die Erlöse nach § 368 n Abs. 2 Satz 1 RVO (vgl. § 18 Abs. 6 Satz 3) auszuweisen. Weitere Erlöse und Erstattungen im einzelnen auf 
besonderem Blatt nachweisen. 

5 ) Soweit nicht bereits in der Kostenerstattung der Ärzte enthalten. 

6) Soweit sie für Kosten gezahlt werden, die nach § 30 Abs. 2 KHG im Pflegesatz berücksichtigt werden können. 
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Nur aus zufüllen bei Änderung der Pflegesätze — 


B3 Erwartete Entwicklung der Abzüge im Zeitraum vom 19 

bis.19.. x ) 


Abzüge insgesamt 1 2 ) 

DM 

je Berechnungstag 

DM ohne Pfennig 


10 

11 

VI, Erlösabzüge 

a) Sachbezüge des Personals (Freie Station) . 



b) Erstattungen des Personals für Unterkunft (Betriebskosten) 3 ) . 



e) Erstattungen des Personals für Verpflegung 3 ) . 



d) Hilf «betriebe. 



e) sonstige Erlöse und Erstattungen 4 5 ). 



VII. Kostenabzüge 

a) Wissensebn Uli die Forschung und Lehre . 



b) Kostenerstattung du: Ärzte im stationären Bereich. 



c) Koslenorsl.al.lung der Ärzte im ambulanten Bereich. 



d) Kostenerstattung der Belegärzte . 



e) Kosten der Ambulanz 3 ) . 



f) Aufwendungen, die nicht der Krankenversorgung dienen (§ 17 
Abs. 3 zweiter Halb salz KIIG) . 



g) bei öffentlich geförderten Krankenhäusern und Hochschulkliniken 
Kosten nach § 17 Abs. 4 Nr. 4 KHG, soweit nicht unter Villa abzu- 
! ziehen .. 





VIII. Sonstige 
Abzüge 

a) Kosten ftir Krankenpfiegeschulen u. dgl. (soweit nach § 30 Abs. 2 
KIIG nicht zu berücksichtigen) . 



b) Anlauf- und Umslclluncfskosten... 



c) Zuschüsse für Krankenpfiegeschulen 6 ) ...... 



d) Fördermittel nach § 17 Abs. 4 Nr. 5 KHG für in Abschnitt A auf- 
geführte Kosten . 



IX. 

Abzüge (Summe VI bis VIII) .. 




1) Unter Berücksichtigung der Kostenabzüge für Minderbelegung (vgl. § 18 Abs. 7). 

2) Ohne Sonderbetriebe und ggf. ohne Sondcreinrichtungon nach § 4. Sind in Spalte 10 Abzüge in Zusammenhang mit Leistungen Dritter, z. B. für Konsiliar- 
ärzte oder andere Krankenhäuser, enthalten, so sind diese auf einem besonderen Blatt im einzelnen anzugeben. 

3) Soweit nicht bereits unter a ausgewiesen. 

4) Hier sind insbesondere die Erlöse nach § 368 n Abs. 2 Satz 1 RVO (vgl. § 18 Abs. 6 Satz 3) auszuweisen. Weitere Erlöse und Erstattungen im einzelnen auf 
besonderem Blatt nadiweisen. 

5) Soweit nicht bereits in der Kostenerstattung der Ärzte enthalten. 

Ü J Soweit sie für Kosten gezahlt werden, die nach § 30 Abs. 2 KIIG im Pflegesatz berücksichtigt werden können. 
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C Errechnung der NelLo-Gesamlkosten 


wie Spalte 4 

wie Spalte 5 

I. Gesaml kosten 

Übertrag ans Abschnitt Al V Spalten 4 und 5 



abziigl. II. Abzüge 

Übertrag aus Abschnitt Bl IX Spalten 4 und 5 



III. Zwischensumme 

a) bei Ist-Belegung 

(Nutzungsgrad.°/o) 



b) Abzug für Minderbelegung laut Sonderrechnung 



IV. Nettoges a mtkos len 
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') Gilt nur bei Berechnung eines gleichmäßigen. Pflegesalzes je Tag. 
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E Statistischer Teil 


1. Anzahl der Betten und Nutzungsgrad 



insgesamt 

a) Zahl der PI anbet len . 


b) Zahl der tatsächlich aufgestellten Betten... 


c) Zahl der Pflegetage (Mitternachtshestände) .. 


aa) bei stationärer Behandlung . 

ohne *) 

mit **) 


bh) bei halhstal iorüirer Behandlung ... 




d) Krankenzugänqe (Aufnahmen) im Berichtsjahr. 




e) Krankcnabqänqe (Entlassungen) im Berichtsjahr . 




f) Berechnungstage .... 


aa) bei stationärer Behandlung ... 

bb) bei halbstationärer Behandlung . 

---*-— 

g) Nutzungsgrad (nach Mitlernachtsheslanden) nach der Zahl der Planbetten .... 

°/o 

h) Nutzungsgrad (nach Mitternachtsbeständen) nach der Zahl der tatsächlich auf¬ 
gestellten Betten. 

°/o 


*) PUegeUuje ohne gesunde! t. beiechenbaie Arzlkosten (ausgenommen Belegäizte). 
**) Pflegetage mit gesondert berechenbaren Arztkoslen (ausgenommen Belegärzte). 


II. Berechnungstage und Umwertung auf allgemeine Pflegesätze 


Berechnungs¬ 

tage 

Umrechnungs¬ 

faktor 

(Kostenbasis) 

Kostengleiche 

Berechnungstage 

l 

2 

3 

4 

Tage mit gesondert berechenbaren Leistungen 

Sonstige gesondert berechenbare Leistungen. 




a) 1-Bettzimmer . 


1,35 


b) 2-Bettzimmer . 


1,15 


c) Sonstiges. 


1,00 


d) Tage mit sonstigen gesondert berechenbaren Leistun¬ 
gen zusammen .. 


— 


Tage ohne gesondert berechenbare Leistungen 

e) Tage mit allgemeinem Pflegesatz . 


1,00 


f) Tage mit Pflegesatz nach § 3 Abs. 2. 


1,00 


g) Tage für gesunde Neugeborene. 


0,25 


h) Tage mit allgemeinen Pflegesätzen und Pflegesatz 
nach § 3 Abs. 2 zusammen . 


— 


i) Berechnungstage insgesamt 

(Summe d und h) .. 


— 
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III. Personelle Besetzung 

Person al gr uppe 3 ) 

(ggf. sind in einzelnen Ländern 
abweichende Gruppen zu berück sichtigen) 

Beschäftigte 

Vollkräfte 2 ) 

Personal¬ 

bestand 

am. 

(einschließlich 

Personal¬ 

änderungen) 

Aufwand je 
Beschäftigter 
(AI. Sp.4: 

E III. Sp. 2) 

Belastungs¬ 

ziffer 

je Planbett 

Belastungsziffer 
je durchschnitt¬ 
lich belegtes 
Planbett 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

a) Ärztlicher Dienst. 




1: 

Betten 

1: Betten 

b) Pfleqcdicnst. 




1: 

Betten 

1: Betten 

c) Med.-lec.hn. Dienst; . 




1: 

Betten 

1: Betten 

d) Fimküonsdienst .. 




1: 

Betten 

1: Betten 

e) Klinisches Hauspersonal. 




1: 

Betten 

1: Betten 

f) Wirt Schafts-, Versorgungs- und tedm. 







Dienst . 




1: 

Betten 

1: Betten 

g) Instandhaltung- und Instandsetzungs¬ 







dienst . 




1: 

Betten 

1: Betten 

h Verwaltungsdienst . 




1: 

Betten 

1: Betten 

i) Sonderdienste . 




1: 

Betten 

1: Betten 

j) Fort- und Weiterbildungsdienst. 




1: 

Betten 

1: Betten 

k) Ausbildungsstätten . 

i 



1: 

Betten 

1: Betten 

1) sonstiges Personal . 




1: 

Betten 

1: Betten 

m) Personal insgesamt . 




1: 

Betten 

1: Betten 

nur nachrichtlich: 







1) Krankenpflegeschüler 







und -Schülerinnen . 




— 



2) sonstige Schüler 







und Schülerinnen . 








3) Für die Abgrenzung gellen die entsprechenden Anmerkungen des Abschnitts A 1. 
2 ) Teilzcitkrafte sind entsprechend der anteiligen Beschäftigung zu bewerten. 


IV. Beköstigungstage im Berechnungszeitraum 


a) Kranke ... 

. Beköstigungstage *) 

b) Personal . 

. Beköstigungstage *) 

c) Sonstige Beköstigte . 

. Beköstigungstage *) 

d) insgesamt . 

. Beköstigungstage *) 

e) Lebensmittelaufwand 

je Beköstigungstag . 

. DM 


Einzelmahlzeilen sind auf volle Bekösligungstagc umzuredmen. 
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V. Medizinischer Bedas! (Einzeluach weis zu Al II. b) *) 


Kostonarten 


Gesamtbetrag 
in DM 


DM 

je Berechnungslag 


3 


a) Arzneien. Heil- und Hilfsmittel . 

b) Ärztlich verordnete Stärkungsmittel. 

e) Blut,, Blutkonserven und Bluter satzmittel .. 

d) Verband sin d Lei . 

c) Ärztliches und pH egerisches Verbrauchsmaterial . 

1) Instrumente, medizinische Geräte . 

g) Narkose- und sonstiger OP-Bedarf .. 

h) Röntgenbedarf .. 

i) Laborbedarf . 

j) Kosten für Untersuchungen in fremden Instituten. 

k) Bedarf für EKG, EEG, Grundumsatzbestimmung u. ä. 

]} Bedarf der Bade-, Massage- und elektrophysikalischen Abteilung 

m) Apothekenbedarf (Verbrauchsmaterial) . 

n) Fein-Desinfektionsmaterial . 

o) Kosten für Krankentransporte (soweit nicht Durchlaufposten) 

p) Sonstiger medizinischer Bedarf. 


q) Medizinischer Bedarf insgesamt 


*) Nur Verbiciudiscjüler. 


VI. Nutzungsgrad der Fachabteilungen 

Fachabteilung 

Zahl der 
tatsächlich 
aufgestellten 
Betten 

Zahl der 
Pflegetage 
(Mitter¬ 
nachts¬ 
bestände) 

Fallzahl *) 

Be¬ 

rechnungs¬ 

tage 

Nutzungs¬ 
grad (nach 
Mitter¬ 
nacht s- 
beständen) 

Verweil¬ 
dauer 
(Sp. 3 : 4) 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

a) Intensivpflege-Abteilung . 

b) Innere Krankheiten . 

c) Infektionskrankheiten . 

d) Säuglings- und Kinderkrankheiten. 

e) Chirurgie. 

f) Orthopädie . 

g) Urologie . 

h) Neurochirurgie . 

i) Zahn- und Kieferkrankheiten. 

j) Gynäkologie. 

k) HNO-Krankheiten . 

l) Augenkrankheiten. 

m) Haut- und Geschlechtskrankheiten . 

n) Röntgen- und Strahlenheilkunde . 

o) Sonstige Fachrichtungen. 








*) 


Nach folgender Formel zu berechnen 


Aufnahmen + Entlas sungen 
_ 


VIT. Ergänzende Angaben 

1. Erlöse aus allgemeinen Pflegesätzen . 

2. Erlöse aus besonderen Pflegesätzen . 

3. Erlöse aus gesondert berechenbaren Nebenleistungen (§5) . 

4. Erlöse aus Aufnahmen zur Begutachtung (§7) . 

5. Ambulanzen!nahmen . 

G. Kostenerstattungen der Ärzte ... 

7. Erlöse aus sonstigen gesondert berechenbaren Leistungen (§ 6) .. 

im Berichtszeitraum. 

.DM 

_ DM 

. DM 

....DM 

.DM 

. DM 

. DM 


Datum 


Unterschrift 
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Anhang zum Selbstkostenblatt (SKBL) 19 

A. Zum Abschnitt A2 des Selbstkostenblatts {Kostenänderungen) 

Pcrsonülkosten J ahressumme 

DM 

I. Voraussichtliche Person alkosten 19. 

1. a) Brutto-GehäUer und -Löhne ') (einschl. freie Station — lt. Lohnbuchhaltung —) 

Monat: 


19. 

.DM 



19. 

.DM 



19. 

.DM zus.: . 

.DM X 

4*) 

19. 

.DM zus.: . 

.DM X 

3 **) 

19. 

.DM 



19. 

.DM zus.: . 

.DM X 

2 ***’ 


abzüglich 

Personalkosten Instandhaltungsdienst 
Monate... 

bis ._. 2 ) 19. = .DM X .3) X 

Zwischensumme: 


abzüglich 

b) Arbeitgeberanteile Sozialversicherung (einschl. freiwillige Krankenversicherung) 
ohne Instandhaltungsdienst — lt. Lohnbuchhaltung —• 

Monate. 

bis ... 2 ) 19. = .DM X . 3 ) = 


c) Mutterhausabgaben (einschl. Sachbezüge) 4 ) 

Monate. 

bis . 2 ) 19. - .DM X . 3 ) - 


Summe 1 Buchstaben a bis c 


1) Es sind die Brutloausgaben ohne Arbeilgeberanteile usw. mindestens der letzten drei Monate zugrunde zu legen. 

2) Basis wie zu Nummer 1 Buchstabe a. 

3) Multiplikator wie zu Nummer 1 Buchstabe a. 

4) Soweit nicht in Nummer 1 Buchstabe a bereits enthalten. 

*} Nur ausfüllen, wenn Angaben für drei Monate gemacht worden sind. 

**) Nur ausfüllen, wenn Angaben für vier Monate gemacht worden sind. 

***) Nur ausfüllen, wenn Angaben für sechs Monate gemacht worden sind. 
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2. zuzüglich Einmalkoslen des letzten Kalenderjahres (jeweils ohne Instandhaltungsdienst) 

a) Beitrag Berufsgenossensdiaif - gemäß Vorausbescheid für das laufende Jahr. 

b) Beihilfen, sonstiger freiwilliger sozialer Personalaufwand . 

c) Pensionsumlage gern. Vorschußumlage für das laufende Jahr. 

d) WeibnachtszuWendung. v. H. der Brultogehälter und Löhne 

— ohne Arheitgeberanleile usw. — (— .v. H. von Zwischensumme 1 a) 


...DM 

zuzügl. v. II. Sozialabgaben.......DM = 

Summe 2 Buchstaben a bis d ..... 


3. Änderungen im Personalbestand gegenüber 1 a (auf besonderem Blatt erläutern) 


Gesamt-Personalkosten 
(Summe 1 bis 3) 


abzüglich 


II. Personalkosten des SKBL Summe Abschnitt Al I Spalte 4 = ..DM 

abzüglich des ggf unter Abschnitt Al I a Spalte 3 zugesetzten Arzt¬ 
kostenabschlages für belegärztliche Tätigkeit .X .DM 


Mehr- ( + ) oder Minderkosten (—) für Personal... = 





Sachkosten 

Summe Abschnitt A II a bis m*} .DM 

abzüglich Sachkosten SKBL Abschnitt Al II Spalte 4. .DM 


Mehr- (+) oder Minderbetrag (—) bei Sachkosten... = 





Zinsen für Betriebsmittel k re eilte 

gemäß besonderer Nach Weisung ...DM 

abzüglich Summe Abschnitt Al IV Spalte 4 .X ..DM = 


k ) Der Jahresteilbetrag ist entsprechend der Rechnung bei den Personalkosten anzusetzen und wie dort hodizurechnen. 
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B. Zu den Abschnitten A3 und B3 des Selbstkostenblatts 

V o ]' ü u s s i c h t! i (:h e K () s I e i u > 11 1. w i (k 1 11 n g e n 

liier sind im ciu/elnen die Gründe anzugeben, die zu den angegebenen Kostenentwicklungen in den Abschnitten A3 und B3 
führen. 
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Anlage 2 

zu § 19 Abs. 4 der Bundespflegesatzverordnimg 


(Ergänzung zum Selbstkostenblatt) 


1. Angaben zu den Abschreibungen auf Anlagegüter 1 ) 

L Langlr.ist.kjc Anlagegüter (Nutzungsdauer mehr als 30 Jahre) 


Bezeichnung 

Steuerlich berücksichtigter 
Wert 2 ) 

Abschrei¬ 

bungssatz 

Abschreibung 

je Jahr 

je 

Berech¬ 

nungstag 

je kosten- 
gleicher 
Berech- 
nungs- 
tag' 3 ) 





































2. Mittelfristige Anlagegüter (Nulzungsda 

I 1.1. 

Summe: 




uer mehr als 15 bis 30 Jahre) 

Bezeichnung 

Steuerlich berücksichtigter 
Wert 2 ) 

Abschrei¬ 

bungssatz 

Abschreibung 

je Jahr 

je 

Berech¬ 

nungstag 

je kosten¬ 
gleicher 
Bcrech- 
nungs- 
tag 3 ) 





































12.1. 

Summe: 





3. Kurzfristige Anlayegüler (Nutzungsdauer mehr als 3 bis 15 Jahre) 


Bezeichnung 

Steuerlich berücksichtigter 
Wert 

Abschrei¬ 

bungssatz 

Abschreibung 

je Jahr 

je Berechnungstag 































13.1. 

Summe: 




1) An!<i<)e()üler mit einem Wert unl.ei 20 000 DM können zusammengefaßt werden. Ergänzende Angaben auf besonderem Blatt. 

2 ) Bei KosIensteiletirecbimng sind mir die Anteile einzuselzen, die auf Benutzer entfallen, denen aussdilioßlidi der allgemeine Pflegesatz berechnet oder 
denen liir die Unterbringung keine gesonderte Leistung beredinet wird. 

>t) Diese Spalte ist nur bei leidender Koslenslclleniedmung uuszufüllen. Äquivalenzziffernmethocle ist anzuwenden, falls keine Kostenslellenrechnung mög- 
lirh ist. Für die Unterbtiiigiing in einem Zweibettzimmer ist der Umiedinungsfaklor 1,5, bei Unterbringung in einem Einbettzimmer 2,0. Als Beredinungs- 
tag<; sind die im Selbslkostenblatt Abschnitt E II Spalte 2 für Unterbringung in einem Einheit- oder Zweibettzimmer angenommenen Berechnungstagc 
zugrunde zu legen. 







Nr. 32 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 3. Mai 1973 


355 


4. Berechnung der Abschreibungen irn allgemeinen Pflegesatz 


4.1. Summe der Abschreibungen für langfristige Anlagegüter je Berech¬ 


nungstag (bei Koslenstellenrechnung) bzw. je kostengleicher Berech- 

nunystag (1 1.1) .. DM 

4.2. Summe der Abschreibungen für mittelfristige Anlagegüter je Berech¬ 
nungstag bzw. kostengleidier Berechnungstag (I 2.1) ... DM 

4.3. Summe der Abschreibungen für kurzfristige Anlagegüter (13.1) je Be- 

reehnungstag . DM 


4.4. Summe der Abschreibungen irn allgemeinen Pflegesatz (4.1 bis 4.3) 


DM 


II. Rückstellungen (§ 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1) 


1. Für die Rückstellungen maßgebender Vomhundertsatz der Absetzungen 

für Abnutzung .v. H. 

2. Rückstellungen je Berechnungstag (Summe I 4.4 X . v. 

— 


H. 


II 2.1 


DM 


III. Zinsen für Fremdkapital 1 ) (§ 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2) 


1. Einzelangaben zu den Zinsen für Fremdkapital 


Lfd. Nr. 

Kreditaufnahme 

Zins¬ 

satz 

o/o 

Dauer 

der 

Laufzeit 

Kapitalstand 

Grund der 
Kreditaufnahme 

Zinsleistungen 
im Berechnungs¬ 
zeitraum 

am 

in Höhe von .... DM 


























III 1.1 Summe 



i) Hier sind nur diejenigen Zinsen zu berücksichtigen, die nicht bereits in Abschnitt Al IV aufgeführt sind. 


2. Kostenänderungen der Zinsen für Fremdkapital (III 1) 


Lfd. Nr. des 
Kredits 
im i) 

Kostenänderungen 

Betrag der 
Kostenänderungen 

vom 

bis 














III 2.1 

Summe 
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3. Summe der Zinsen für FremdkapiLal 


Buchhalterischer 
Aufwand (III 11 III 2) 

Berichtigungen 

Berichtigte Kosten 

III 3.1 

DM je Berechnungstag 






IV. Zinsen für Eigenkapital {§ 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3) *) 

1. Eigenkapital für im Selbstkoslcnbiatt nicht, berücksichtigte Kosten 


Lfd. Nr. 

Kapitalaufwendungen 

Bestand am Ende 
des Berechnungs¬ 
zeitraums 

Veränderungen 
während des 
Berechnungs¬ 
zeitraumes 

Zinssatz 

% 

Zinsen für 
Eigenkapital 

Zinsen 

je 

Berechnungs¬ 

tag 

am 

in Höhe von 


































IV 1.1 Summe 




V. Gesamtsumme der nach § 19 Abs. 1 besonders berücksichtigungsfähigen Aufwendungen 


1. Summe der Abschreibungen (übertragen aus 14.4) . DM 

2. Rückstellungen je Berechnungstag (übertragen aus II 2.1) . . DM 

3. Zinsen für Fremdkapital (übertragen aus III 3.1) ..... . DM 

4. Zinsen für Eigenkapital (übertragen aus IV 1.1) . . DM 


Gesamtsumme V 5 


DM 


VI. Berechnung des allgemeinen Pflegesatzes für nach KHG nicht öffentlich geförderte Krankenhäuser 

1. Allgemeiner Pflegesatz ohne die nach § 19 zu berücksichtigenden 

Kosten (Abschnitt D I 10 des Selbstkostenblattes) .. . DM 


2. Gesamtsumme der Aufwendungen nach § 19 Abs. 1 
(übertragen aus V 5) . 


DM 


VI 3 


Summe VI 1+2 


DM 


4. Sonstige öffentliche Förderung gemäß § 19 Abs. 1 
Satz 4 im BerechnungszeHraum 

a) Gesamtsumme .DM 

b) je Berechnungstag (Abschnitt E II i des Selbstkostenblattes) . X . DM 


5. Allgemeiner Pflegesatz einschließlich Arztkosten 

VIS 

Differenz 




VI 3 X 




VI 4 b 

. DM 


VII. Pflegesatz nach § 3 Abs. 2 

1. X Arztkostenabschlag 1t. X 

2. allgemeiner Pflegesatz ohne Arztkos len. 

3. Pflegesatz für gesunde Neugeborene (0,25 von VI 5) . 


DM 


DM 


DM 


') Hier ist nur der Teil des Eigenkapitals zu berücksichtigen, der für Anlagegüter mit einer Nutzungsdauer von mehr als drei Jahren investiert worden ist. 
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Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Rechts Wirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 


Dalum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache —- 
vom Nr./Seite 


Vorschriften für die Agrarwirtschaft 


26. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 879/73 des Rates über die Gewährung 
der Beihilfen der Mitgliedstaaten an die anerkannten Hop- 
1 enerze u g e r ge mein.schäften und die Erstattung dieser Bei- 
h i 1 fen 

31.3.73 

L 86/26 

26. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 881/73 des Rates zur Änderung der 
Verordnungen (EWG) Nrn. 766/68 und 1052/68 des Rates hin¬ 
sichtlich der Vorausfestsetzung der Erstattungen auf dem 
Zucker-, Getreide- und Reissektor 

31.3. 73 

L 86/30 

26. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 882/73 des Rates zur fünften Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1599/71 zur Festsetzung zusätz¬ 
licher Bedingungen, denen eingeführter Wein, der zum 
unmittelbaren menschlichen Verbrauch bestimmt ist, ent¬ 
sprechen muß 

31.3.73 

L 86/32 

27. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 883/73 des Rates zur Verlängerung 
des Milchwirtschafts jahres 1972/1973 

31. 3. 73 

L 86/33 

27. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 884/73 des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 922/72 über die Grundregeln für die 
Gewährung der Beihilfe für Seidenraupen 

31.3.73 

L 86/34 

31.3.73 

Verordnung (EWG) Nr. 885/73 des Rates über die Nichtan¬ 
wendung des Artikels 4 a Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verord¬ 
nung (EWG) Nr. 974/71 im Zuckersektor 

31. 3. 73 

L86/35 

2. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 887/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und 
Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab¬ 
schöpfungen 

3. 4. 73 

L 87/2 

2.4.73 

Verordnung (EWG) Nr. 888/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und Malz hinzugefügt werden 

3. 4, 73 

L 87/4 

2. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 889/73 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Be¬ 
richtigung 

3. 4. 73 

L 87/6 

2. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 890/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von W eißzuk- 
k e r und Rohzucker 

3. 4. 73 

L 87/8 

2. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 891/73 der Kommission zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 678/73 zur Einführung einer Aus¬ 
gleichsabgabe auf die Einfuhr von Gurken aus Rumänien 
und Bulgarien 

3. 4. 73 

L 87/9 

2. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 892/73 der Kommission zur Änderung 
der als Ausgleichsbeträge für die Erzeugnisse des Ge¬ 
treide- und Reissektors anzuwendenden Beträge 

3. 4. 73 

L87/10 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 893/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und 

F e i n g r i c ß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab¬ 
schöpfungen 

4. 4. 73 

L 88/1 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 894/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und Malz hinzugefügt werden 

4. 4. 73 

L 88/3 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 895/73 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide an zu wenden den Be¬ 
richtigung 

4. 4. 73 

L 88/5 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 896/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weiß- 




zucker und Rohzucker 

4. 4.73 

L 88/7 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 897/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der durchschnittlichen Erzeugerpreise für Wein 

4. 4. 73 

L 88/8 

30. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 898/73 der Kommission zur Verlän¬ 
gerung der Anwendbarkeit der Verordnungen (EWG) Nrn. 
2474/72 und 349/73 über den Absatz von Butter zu herab¬ 
gesetzten Preisen aus den Beständen der Interventionsstellen 
für den direkten Veibrauch 

4.4. 73 

L88/10 
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Dci Ium und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 
vom Nr./Seite 


2. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 899/73 der Kommission über die Lie¬ 
ferung von Magermilchpulver an Jordanien im Rah¬ 
men der Gemeinschaftshilfe 

4. 4. 73 

L 88/12 

2. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 900/73 der Kommission über die Lie¬ 
ferung von Magermilchpulver nach Ruanda im Rah¬ 
men der Gemeinschaftshilfe 

4. 4. 73 

L 88/14 

2. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 901/73 der Kommission zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2474/72 über den Absatz von 

B u 11 e r zu herabgesetzten Preisen aus den Beständen der 

Interventionssteilen für den direkten Verbrauch in der Ge¬ 
meinschaft 

4. 4. 73 

L 88/16 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 902/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung des Betrages der Beihilfe für Ölsaaten 

4. 4. 73 

L 88/17 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 903/73 der Kommission zur Änderung 
der Erstattung bei der Ausfuhr von ö 1 s a a t e n 

4. 4. 73 

L 88/19 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 904/73 der Kommission zur Änderung 
der als Ausgleichsbeträge für die Erzeugnisse des Ge¬ 
treide- und Reissektors anzu wendenden Beträge 

4. 4. 73 

L 88/20 

4. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 909/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und 

F e i n g r i e ß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab¬ 
schöpfungen 

5. 4. 73 

L 89/7 

4. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 910/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und M a 1 z hinzugefügt werden 

5. 4. 73 

L 89/9 

4. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 911/73 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Be¬ 
richtigung 

5. 4. 73 

L 89/11 

4. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 912/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weiß- 
zucker und Rohzucker 

5. 4. 73 

L89/13 

4. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 913/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Melasse 

5. 4. 73 

L89/14 

30. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 915/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der als Ausgleichsbeträge anwendbaren Beträge im 
Eiersektor 

5. 4. 73 

L 89/17 

30. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 916/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der als Ausgleichsbeträge anwendbaren Beträge im 
Sektor Geflügelfleisch 

5. 4. 73 

L 89/19 

30. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 917/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der als Ausgleichsbeträge auf dem Schweine¬ 
fleischsekt o r für den Monat April 1973 anwendbaren 
Beträge 

5. 4. 73 

L 89/23 

4. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 918/73 der Kommission zur Änderung 
der bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverar¬ 
beit u n g s e r z e u g n i s s e n zu erhebenden Abschöpfun¬ 
gen 

5. 4. 73 

L89/27 

4. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 919/73 der Kommission zur Änderung 
der als Ausgleichsbeträge für die Erzeugnisse des Ge¬ 
treide- und Reissektors anzuwendenden Beträge 

5. 4. 73 

L 89/29 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 920/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und 
Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab¬ 
schöpfungen 

6. 4. 73 

L 90/2 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 921/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und Malz hinzugcfügl werden 

6. 4. 73 

L 90/4 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 922/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der bei der Erstattung für Getreide anzuwenden¬ 
den Berichtigung 

6. 4. 73 

L 90/6 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 923/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der für Getreide, Mehle, Grobgrieß und 

F e i n g r i e ß von Weizen oder Roggen anzu wendenden Er¬ 
stattungen 

6. 4. 73 

L 90/8 
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Dal.um und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 
vom Nr./Seite 


5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 924/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der hei Reis und Bruchreis anzuwendenden 
Abschöpfungen 

6. 4. 73 

L 90/11 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 925/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Prämien als Zuschlag zu den Abschöpfungen für 

R o i s und ß ruchreis 

6. 4. 73 

L 90/13 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 926/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Erstattungen bei der Ausfuhr für Reis und 

Br u chreis 

6. 4. 73 

L 90/15 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 927/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der bei der Erstattung für Reis und Bruchreis 
anz u wende n den ßeri cli Ligung 

6. 4. 73 

L90/17 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 928/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weiß¬ 
zucker und R ohzucker 

6. 4. 73 

L90/19 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 929/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Kälbern 
und ausgewachsenen Rindern sowie von Rindfleisch, 
ausgenommen gefrorenes Rindfleisch 

6. 4. 73 

L90/20 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 930/73 der Kommission, mit der die 
Anwendung bestimmter Vorschriften der Verordnung (EWG) 

Nr. 1769/72 über die Begleitdokumente und die Ein- und 
Ausgangsbücher in der Weinwirtschaft für die neuen 
Mitgliedstaaten vorübergehend ausgesetzt wird 

6. 4. 73 

L 90/23 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 931/73 der Kommission zur Änderung 
der als Ausgleichsbeträge für die Erzeugnisse des Ge¬ 
treide- und Reissektors anzuwendenden Beträge 

6. 4. 73 

L 90/24 

5.4.73 

Verordnung (EWG) Nr. 932/73 der Kommission zur Änderung 
der bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverar¬ 
beitungserzeugnissen zu erhebenden Abschöpfun¬ 
gen 

6. 4. 73 

L 90/28 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 933/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung des Grundbetrags der Abschöpfung bei der Einfuhr 
von Sirup und bestimmten anderen Erzeugnissen des 
Zuckersektors 

6. 4. 73 

L 90/30 

6. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr, 934/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und 
Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab¬ 
schöpfungen 

7. 4. 73 

L 91/1 

6.4.73 

Verordnung (EWG) Nr. 935/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und Malz hinzugefügt werden 

7. 4, 73 

L 91/3 

6. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 936/73 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Be¬ 
richtigung 

7. 4. 73 

L 91/5 

6. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 937/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weiß¬ 
zucker und Rohzucker 

7. 4. 73 

L 91/7 

6. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 938/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Ausfuhr von stärke¬ 
haltigen Erzeugnissen 

7. 4. 73 

L 91/8 

6. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 943/73 der Kommission über die 
Methode und den Zinssatz, die für die Berechnung der Finan- 
zierungskosten für die Interventionen auf dem Binnenmarkt 
im Sektor Rohtabak anzuwenden sind 

7.4.73 

L91/14 

6. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 944/73 der Kommission zur siebten 
Änderung des Anhangs der Verordnung (EWG) Nr. 1576/72 
über die Differenzbeträge für Raps- und Rübsensamen 

7. 4. 73 

L91/16 

6. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 945/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Ausfuhr für Olivenöl 

7. 4. 73 

L 91/18 

6. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 946/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung des Betrages der Beihilfe für ö 1 s a a t e n 

7. 4. 73 

L91/19 

6. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 947/73 der Kommission zur Änderung 
der Erstattungen bei der Ausfuhr von ö 1 s a a t e n 

7. 4. 73 

L 91/21 
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vom 

Nr./Seite 


Andere Vorschriften 



26. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 878/73 des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 über die Durchführung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der Systeme 
der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, 




die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 

31.3. 73 

L 86/1 

26. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 880/73 des Rates zur Festlegung be¬ 
stimmter Ausgangszollsä tze 

31.3. 73 

L86/29 

2. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 886/73 des Rates zur zeitweiligen 
Aussetzung des autonomen Zollsatzes des Gemeinsamen Zoll- 




tarifs für Äthylendibromid der Tarifstelle ex 29.02 A III 

3. 4. 73 

L 87/1 

23. 3. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 905/73 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Beträge zur Berichtigung der Währungsausgleichs¬ 
beträge 

7. 4. 73 

L 92/1 

2. 4. 73 

Verordnung (EGKS, EWG, Euratom) Nr. 906/73 des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 




zur Durchführung des Beschlusses vom 21. April 1970 über 
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch 


L 89/1 


eigene Mittel der Gemeinschaften 

5. 4. 73 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 907/73 des Rates zur Errichtung eines 
Europäischen Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit 

5. 4. 73 

L 89/2 

4. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 908/73 des Rates über die vollständige 
Aussetzung der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zoll¬ 
tarifs für Kartoffeln der Tarifstelle 07.01 A II 

5. 4. 73 

L 89/6 

3. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 914/73 der Kommission über die Fest¬ 
setzung von Mittelwerten für die Bewertung von eingeführten 
Zitrusfrüchten 

5. 4. 73 

L89/15 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 939/73 der Kommission zur Wieder¬ 
einführung des Zollsatzes des Gemeinsamen Zolltarifs für 
Fliesen, gebrannte Pflastersteine, Boden- und Wandplatten, 
glasiert, der Tarifnummer 69.08, mit Ursprung in Korea (Süd-), 
dem die in der Verordnung (EWG) Nr. 2762/72 des Rates 
vom 19. Dezember 1972 vorgesehenen Zollpräferenzen ge¬ 
währt werden 

7.4.73 

L 91/10 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 940/73 der Kommission zur Wieder¬ 
einführung des Zollsatzes des Gemeinsamen Zolltarifs für 
Streichgarne aus Wolle, nicht in Aufmachungen für den Ein¬ 
zelverkauf, der Tarifnummer 53.06, mit Ursprung in Entwick¬ 
lungsländern, denen die in der Verordnung (EWG) Nr. 2766/72 




des Rates vom 19. Dezember 1972 vorgesehenen Zollpräferen¬ 


L 91/11 


zen gewährt werden 

7. 4. 73 

5. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 941/73 der Kommission zur Wieder¬ 
einführung des Zollsatzes des Gemeinsamen Zolltarifs für 
Gewirke als Meterware, aus Wolle oder feinen Tierhaaren, 




der Tarifstelle 60.01 A, mit Ursprung in Entwicklungsländern, 
denen die in der Verordnung (EWG) Nr. 2766/72 des Rates 




vom 19. Dezember 1972 vorgesehenen Zollpräferenzen ge¬ 
währt werden 

7. 4. 73 

L 91/12 

6. 4. 73 

Verordnung (EWG) Nr. 942/73 der Kommission zur Verschie¬ 
bung des Zeitpunkts der Anwendung der Verordnung (EWG) 




Nr. 1770/72 und zur vorübergehenden Abweichung von der 
Verordnung (EWG) Nr. 1769/72 

7. 4. 73 

L 91/13 

— 

Berichtigung zur Berichtigung der Richtlinie des Rates 
zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim Flandelsverkehr 
mit frischem Geflügelfleisch (ABI. Nr. L 55 vom 8. 3. 1971) 

5. 4. 73 

L 89/35 
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